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0BOnline-Durchsuc

 1BHintergrund 
Über die Berechtigung von Verfassungs-
schutz, deutschen Strafverfolgungsbehörden 
und Nachrichtendiensten, mit technischen 
Mitteln auf „entfernte“ informationstechni-
sche Systeme (nicht nur, aber insbesondere 
PCs) zuzugreifen, wird mindestens seit An-
fang 2005 diskutiert. Auf Bitte des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz wurden die er-
sten „Online-Durchsuchungen“ noch von 
Bundesinnenminister Schily per einfacher 
Dienstanweisung ermöglicht.  

Nach Auffassung des 3. Strafsenats des 
Bundesgerichtshofs entbehrt eine „Online-
Durchsuchung“ durch das Bundeskriminal-
amt (BKA) im Rahmen der Strafverfolgung 
jedoch der Rechtsgrundlage (Beschluss vom 
31.01.2007, StB 18/06) und ist bis zur 
Verabschiedung eines entsprechenden Bun-
desgesetzes ausgesetzt.  

Hingegen vertritt das Bundesinnenminis-
terium die Auffassung, dass Verfassungs-
schutz, Militärischer Abschirmdienst und 
Bundesnachrichtendienst (BND) Online-
Durchsuchungen bereits nach geltendem 
Recht vornehmen dürfen. Offenbar wurden 
vom BND auch bereits mehrere Online-
Durchsuchungen durchgeführt.F
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 2BBegriffliche Klarstellung 
Den Antworten des Innenministeriums auf 
Anfragen des Justizministeriums und der 
SPD-Bundestagsfraktion [1, 2] zufolge wird 
unter dem Begriff der Online-Durchsu-
chung die „Online-Durchsicht“ eines infor-
mationstechnischen Systems zu einem 
bestimmten Zeitpunkt sowie eine anschlie-
ßende „Online-Überwachung“ über einen 
festgelegten Zeitraum verstanden. Irrefüh-
rend ist der offenbar innerhalb des BMI 
(BKA) gebräuchliche Begriff einer „Remo-
te Forensic Software“ (RFS), der die Ergeb-
nisse einer Online-Durchsuchung in die 
Nähe von forensischen Untersuchungser-
gebnissen rückt, die eine deutlich höhere 
Beweiskraft besitzen.  

Das Innenministerium grenzt davon die 
so genannte „Quellen-Telekommunikations-
überwachung“ (Quellen-TKÜ) ab, bei der 
auf die Inhalte einer Telekommunikations-

                                                                 
1 Siehe Pohl, DuD 9/2007, S. 684-688. 
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 3BVerfasssungs-
schutzgesetz NRW 

drhein-Westfalen wurde der Verfas-
hutz mit dem „Gesetz zur Änderung 
etztes über den Verfassungsschutz in 
ein-Westfalen“ (VSG NRW) vom 
006 zum „heimliche[n] Zugriff auf 
tionstechnische Systeme auch mit 
technischer Mittel“ ermächtigt – 

chtervorbehalt, sofern die Maßnah-
en Eingriff in das Brief-, Post- und 
degeheimnis darstellt oder „die Art 
were diesem gleichkommen“.  

en dieses Gesetz sind beim Bundes-
ngsgericht zwei Verfassungsbe-
en anhängig, die in diesem einen 
gegen das Gebot der Normenklar-
die Unverletzlichkeit der Wohnung 
GG) sehen, fehlenden Schutz des 

eichs privater Lebensgestaltung 
eren und die Maßnahme als Kompe-
rschreitung des Verfassungsschutzes 
nden. Am 10. Oktober 2007 fand die 
he Verhandlung des ersten Senats 
ndesverfassungsgerichts zu diesen 

ungsbeschwerden statt. Das Gericht 
eits erkennen, dass es die beanstan-
mächtigung des nordrhein-westfä-
Verfassungsschutzes in dieser Form 
assungswidrig hält. Die Grundsatz-
dung des Bundesverfassungsge-
ur „Online-Durchsuchung“ wird für 
wartet. 
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